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Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 a GG — Erweiterung der Gesetzgehungs- 
kompetenz des Bundes für das Besoldungsrecht) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Nach geltendem Verfassungsredit hat der Bund auf dem Gebiet 
des Besoldungs- und Versorgungsredits der Beamten die aus- 
schließliche Kompetenz für die Besoldung im Bundesbereich 
(Artikel 73 Nr. 8 GG) und die Rahmenkompetenz für die Be- 
soldung im Länderbereich (Artikel 75 Nr. 1 GG). Das Besol- 
dungsgefüge im Bund und in den Ländern hat sich in wachsen- 
dem Maße uneinheitlich entwickelt. Die Rahmenkompetenz des 
Bundes für die Länderbesoldung reicht zu einer einheitlichen 
Regelung des gesamten Besoldungsrechts nicht aus. 


B. Lösung 

Durch eine Änderung des Grundgesetzes (Einfügung eines 
neuen Artikels 74 a GG und Änderung der Artikel 75 und 98 
Abs. 3 GG) soll der Bund anstelle der jetzt bestehenden Rah- 
menkompetenz eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
für den Besoldungsbereich der Länder erhalten. Die auf Grund 
dieser Kompetenz erlassenen Besoldungsgesetze des Bundes 
für den Länderbereich sollen an die Zustimmung des Bundes- 
rates gebunden werden. 


C. Alternativen 

Keine. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme gegen diese 
Grundgesetzänderung keine Einwände erhoben. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Juli 1970 

1/3 _ 10000 — Gr 17/4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 a GG) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 354. Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadle VI/ 1009 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines . . , Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 a GG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten; 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) mrd 
wie folgt geändert: 

1. Hinter Artikel 74 wird folgender Artikel 74 a ein- 
gefügt: 

„Artikel 74 a 

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt 
sich ferner auf die Besoldung und Versorgung 
der Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue- 
verhältnis stehen, soweit dem Bund nicht nach 
Artikel 73 Nr. 8 die ausschließliche Gesetzgebung 
zusteht. 

(2) Bundesgesetze nach Absatz 1 bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen 
auch Bundesgesetze nach Artikel 73 Nr. 8, soweit , 
sie andere Maßstäbe für den Aufbau oder die ' 
Bemessung der Besoldung und Versorgung ein- 
schließlich der Bewertung der Ämter oder andere | 


Mindest- oder Höchstbeträge vorsehen als Bun- 
desgesetze nach Absatz 1. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Besoldung und Versorgung der Landes- 
richter. Für Gesetze nach Artikel 98 Absatz 1 gilt 
Absatz 3 entsprechend." 

2. Artikel 75 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

b) Absatz 1 wird einziger Absatz. 

c) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienst der Länder, Gemeinden und ande- 
ren Körperschaften des öffentlichen Rechts 
stehenden Personen, soweit Artikel 74 a 
nichts anderes bestimmt;". 

3. Artikel 98 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rechtsstellung der Richter in den Län- 
dern ist durch besondere Landesgesetze zu 
regeln. Der Bund kann Rahmenvorschriften erlas- 
sen, soweit Artikel 74 a Absatz 4 nichts anderes 
bestimmt." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Für die Regelung des Besoldungs- und Ver- 
sorgungsrechts der Beamten stehen dem Bund 
zwei Kompetenzgrundlagen zur Verfügung: die 
ausschließliche Kompetenz des Artikels 73 Nr. 8 
GG (Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bun- 
des und der bundesunmittelbaren Körperschaften 
des öffentlichen Rechts stehenden Personen) so- 
wie die Rahmenkompetenz des Artikels 75 Nr. 1 
GG (Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienste der Länder, Gemeinden und anderer Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts stehenden 
Personen). Nach der Zuständigkeitsverteilung des 
Grundgesetzes ist also das Besoldungs- und Ver- 
sorgungsrecht für die Bundesbeamten Bundes- 
recht, während die Besoldung und Versorgung 
der Landesbeamten landesrechtlich geordnet ist. 

Durch die Rahmenvorschriften des Bundesbesol- 
dungsgesetzes ist den Ländern ein gewisser 
Rahmen für die Bestimmungen über das Besol- 
dungssystem vorgeschrieben worden. Eine wed- 
tergehende Angleichung der Besoldungsbestim- 
mungen des Bundes und der Länder ließ das 
damalige Verfassungsrecht nach der Auslegung 
durch das Bundesverfassungsgericht (vgl. Ent- 
scheidung vom 1. Dezember 1954 • — 2 BvG 1/54 — 
[= BVerfGE 4, 115 ff.]) nicht zu. In diesem Urteil 
hatte das Bundesverfassungsgericht ausgespro- 
chen, daß eine bundesrechtliche Festlegung von 
Mindest- und Höchstbeträgen bei gleichzeitiger 
Bindung der Länder an ein bundesrechtlich geord- 
netes, lückenloses Besoldungssystem mit dem 
Charakter von Rahmenvorschriften nicht verein- 
bar sei und deshalb von der Ermächtigung des 
Artikels 75 Nr. 1 GG nicht gedeckt werde. 

Nach Erlaß des Bundesbesoldungsgesetzes hat 
sich das Besoldungsgefüge in Bund und Ländern 
wegen der in einzelnen Ländern vorgenomme- 
nen Änderungen von bestimmten Besoldungsgrup- 
pen und der Veränderung der herkömmlichen Be- 
wertung von Ämtern in wachsendem Maße un- 
einheitlich entwickelt. Die Bundesregierung hielt 
es schon damals für erforderlich, die in Ärtikel 75 
Nr. 1 GG enthaltene Zuständigkeit des Bundes 
zur Setzung von Rahmenrecht auf dem Gebiete 
der Besoldung zu ergänzen. Bereits in der 
4. Legislaturperiode hat sie im Einvernehmen mit 
den Ländern einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf eingebracht (vgl. Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Grundgesetzes — Ärti- 
kel 75 GG — vom 11. September 1962, Druck- 
sache IV/633). Dieser Gesetzentwurf ist vom Bun- 
destag nicht verabschiedet worden. 

Mit dem Ersten Besoldungsneuregelungsgesetz 
vom 6. Juli 1967 — BGBL I S. 629 — • wurde den- 


noch versucht, eine einheitliche Besoldungsstruk- 
tur in Bund und Ländern wiederherzustellen. 
Schwerpunkte dieses Gesetzes waren die besol- 
dungsrechtliche Verankerung von Grundzügen 
einer sachgerechten Ämterbewertung sowie die 
Einrichtung neuer Spitzenämter in jeder Lauf- 
bahngruppe mit einer hiermit abgestimmten, dem 
Leistungsprinzip stärker Rechnung tragenden Ge- 
haltsskala. Eine Einheitlichkeit des Besoldungs- 
gefüges ließ sich jedoch auf diesem Weg nicht in 
dem erforderlichen Maße erreichen. Dazu waren 
Rechtsvorschriften notwendig, die das Besol- 
dungsrecht der Länder so weitgehend vorform- 
ten, daß wesentliche Äbweichungen von dem 
erstrebten einheitlichen Besoldungsgefüge nicht 
mehr möglich waren. Das ließ sich indessen im 
Hinblick auf die angeführte Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts nicht verwirklichen. 

Es bedurfte daher zunächst einer Änderung des 
Grundgesetzes, durch die dem Bundesgesetzgeber 
größere Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 
Besoldungsrechts eingeräumt wurden. Die Bun- 
desregierung brachte bereits im Jahre 1966 einen 
neuen Gesetzentwurf zur Änderung des Grund- 
gesetzes ein (vgl. Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes — Ärtikel 75 GG — 
vom 3. November 1966, Drucksache V/1086). Schon 
damals wurde erwogen, dem Bundesgesetzgeber 
eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
für das Besoldungsrecht der im öffentlichen 
Dienst der Länder, Gemeinden und anderen 
Dienstherren stehenden Personen einzuräumen. 
Bereits während des ersten Durchgangs dieses 
Gesetzentwurfs im Bundesrat stellte der Vertre- 
ter des Landes Hessen im Rechtsausschuß den 
Äntrag, in das Grundgesetz einen Ärtikel 74 a 
einzufügen (vgl. Niederschrift über die 306. Sit- 
zung des Rechtsausschusses des Bundesrates am 
6. Juli 1966, Punkt 3 Ziff. III). Dieser Äntrag 
scheiterte am Widerstand der übrigen Länder. 
Schließlich kam es jedoch zu einer Erweiterung 
der Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes 
durch das 22. Gesetz zur Änderung des Grund- 
gesetzes vom 12. Mai 1969 — BGBl. I S. 363 — . 
Durch diese Grundgesetzänderung sind dem Ar- 
tikel 75 GG zwei neue — den Umfang der Rah- 
menkompetenz des Bundes erweiternde und klar- 
stellende — Absätze (2 und 3) angefügt worden. 

Auf dieser Kompetenzgrundlage hat der Bundes- 
gesetzgeber durch das Zweite Besoldungsneu- 
regelungsgesetz vom 14. Mai 1969 — BGBl. I 
S. 365 — - einheitliche Maßstäbe für die Bewer- 
tung der Ämter festgelegt. Insbesondere sind be- 
stimmte Ämter, von denen erfahrungsgemäß der 
Anstoß zu allgemeinen Besoldungsbewegungen 
auszugehen pflegt, wie z. B. die der Lehrer, 
Polizeivollzugsbeamten und der Richter, durch 
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einheitliche Zuordnung besoldungsmäßig fixiert 
worden. Weiterhin wurde rahmenrechtlich be- 
stimmt, daß die Endgrundgehälter der Besol- 
dungsgruppen A 1 bis A 16 von den Ländern 
und den übrigen Dienstherren nicht mehr über- 
schritten werden dürfen. 

2. Auch die durch das 22. Gesetz zur Änderung 
des Grundgesetzes vorgenommene Erweiterung 
und Klarstellung des Umfanges der Rahmenkom- 
petenz des Bundes auf dem Gebiet des Besol- 
dungsrechts sowie die darauf gestütziten Vor- 
schriften des Zweiten Besoldungsneuregelungs- 
gesetzes haben, wie die jüngste Entwicklung auf 
dem Gebiet des Besoldungsrechts zeigt, nicht die 
erwarteten Wirkungen gehabt. 

Die Länder weichen in zunehmendem Maße von 
dem Rahmenrecht des Bundes ab. Zur Zeit sind 
folgende Abweichungen feststellbar: 

-a) Bei der Gewährung von Zulagen haben einige 
Länder bereits die vom Bunde rahmenrecht- 
Mch fixierten Grenzen dadurch überschrit- 
ten, daß sie lauch den Beamten im Steuer- 
festsetzungsdienst, teilweise sogar allen Be- 
amten bestimmter Besoldungsgruppen Zula- 
gen gewähren. In einigen Ländern stehen der- 
artige oder noch woitergehende Maßnahmen 
unmittelbar vor ihrer Verwirklichung. Ver- 
schiedene Länder sind also im Begriff, sich 
mittels einer unzulässigen Ausweitung von 
Stellenzulagen einen allgemeinen Besoldungs- 
vorsprung vor dem Bund zu verschaffen. Nach 
vorläufigen Schätzungen gerät der Bund bei 
dieser Entwicklung in einen Besoldungsrück- 
stand gegenüber den Ländern von durch- 
schnittlich etwa 5 ®/o mit einem Volumen von 
rund 500 Millionen DM jährlich; dabei sind 
der Anteil der Bundesbahn und mögliche Aus- 
wirkungen auf den Tarifbereich noch nicht 
berücksichtigt. 

b) Im Bereich der Richterbesoldung sieht der auf 
Initiative der Länder Nordrhein-Westfalen 
und Bayern vom Bundesrat eingebrachte Ge- 
setzentwurf (Drucksache VI/332) nunmehr 
eine Durchstufung der Richter im Eingangs- 
amt bis A 15, im ersten Beförderungsamt bis 
A 16 vor. 

In Hessen hat der Landtag am 25. Februar 
1970 ein besonderes Gesetz über die Amts- 
bezüge der Richter und Staatsanwälte verab- 
schiedet. Durch dieses Gesetz wird das bis- 
herige Prinzip einer Besoldungsordnung, 
von dem § 52 Abs. 1 BBesG ausgeht, verlas- 
sen. Außerdem sieht es einen Vorsprung des 
Anfangsgrundgehaltes um rund 200 DM vor, 
der sich in den weiteren Dienstaltersstufen bis 
zum Endgrundgehalt fortsetzt. 

Insbesondere durch das hessische Gesetz wird 
die Besoldungseinheit in Bund und Ländern 
gefährdet. 

c) In einigen Ländern sind weitere Maßnahmen 
getroffen worden oder beabsichtigt, die eine 
Aushöhlung des einheitlichen Besoldungs- 


gefüges zur Folge haben oder hätten, wie z. B. 
persönliches Vorrücken eines Beamten im 
Kommunalbereich in die nächsthöhere Besol- 
dungsgruppe ohne Änderung der Stellen- 
satzung, Verleihung des Eingangsamtes im 
mittleren Polizeivollzugsdienst vor Erwerb 
der Befähigung, Anrechnung einer dem öffent- 
lichen Dienst vergleichbaren hauptberuflichen 
Tätigkeit auf das Besoldungsdienstalter, Ein- 
reihung der Regierungsdirektoren in der Be- 
soldungsgruppe A 15 und A 16, der Medizinal- 
direktoren in A 15, A 16, B 2 und B 3. 

3. Die angeführten Beispiele zeigen, wie sich das 
Besoldungsgefüge in Bund und Ländern weiter 
auseinanderentwickelt. Sie erhellen auch, daß der 
Bund nicht mehr in der Lage ist, die Einheit des 
Besoldungsgefüges durch Ausschöpfung seiner 
Rahmengesetzgebungskompetenz sicherzustellen. 
Es ist daher notwendig, das Gebiet der Besoldung 
der Angehörigen des öffentlichen Dienstes der 
Länder, Gemeinden und anderen Dienstherren 
in die konkurrierende Gesetzgebungszuständig- 
keit des Bundes einzubeziehen. Nur auf diese 
Weise wird eine bundesrechtliche Regelung er- 
möglicht, durch die ein weiteres Auseinander- 
laufen der Besoldungsentwicklung verhindert 
werden kann. Auch wegen der großen Bedeu- 
tung der Beamtenbesoldung für die Finanzwirt- 
schaft der öffentlichen Hand und für die Kon- 
junkturpolitik ist die Schaffung einer konkur- 
rierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
geboten. 

Die Bundesregierung legt hiermit einen dahin 
gehenden Gesetzentwurf vor. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel I Nr. 1 

1. Durch den vorgeschlagenen Artikel 74 a Abs. 1 
soll dem Bund die konkurrierende Gesetzge- 
bungszuständigkeit für das Besoldungsrecht der 
Angehörigen des Öffentlichen Dienstes, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue- 
verhältnis zu Ländern, Gemeinden und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherren stehen, ein- 
geräumt werden. Die Formulierung des Absat- 
zes 1 knüpft bewußt an den Wortlaut des Ar- 
tikels 33 Abs. 4 GG an. Damit soll klargestellt 
werden, daß diese Gesetzgebungskompetenz le- 
diglich den dort umrissenen Personenkreis um- 
faßt, also nicht die als Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst stehenden Personen. Die Regelung 
der Rechtsverhältnisse der Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst war bereits bisher in die Rah- 
menkompetenz des Artikels 75 Nr. 1 GG ein- 
bezogen. Diese Kompetenz des Bundes soll be- 
stehenbleiben. 

Bei der Fassung des Artikels 74 a Abs. 1 erschien 
es zweckmäßig klarzustellen, daß diese Bestim- 
mung die Besoldung und die Versorgung der in 
einem öffentlichen Dienst- und Treue Verhältnis 
stehenden Personen erfaßt. 
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Durch den letzten Halbsatz von Absatz 1 („so- 
weit . . .") soll das Verhältnis zu der ausschließ- 
lichen Gesetzgebungsikompetenz des Bundes für 
die Besoldung und Versorgung der Bundes- 
bediensteten (Artikel 73 Nr. 8 GG) klargestellt 
werden. Diese ausschließliche Gesetzgebungs- 
kompetenz bleibt unberührt. 

2. Artikel 74 a Abs. 2 sieht vor, daß Bundes- 
gesetze nach Absatz 1 der Zustimmung des Bun- 
desrates bedürfen. Dasselbe soll gemäß Arti- 
kel 74 a Abs. 3 für Bundesgesetze nach Artikel 73 
Nr. 8 gelten, soweit die Voraussetzungen des 
Artikels 75 Abs. 2 GG geltende Fassung vorlie- 
gen. 

Gegen das Abhängigmachen der bundesgeisetz- 
llchen Besoldungs- und Versorgungsbestimmun- 
gen von der Zustimmung des Bundesrates kön- 
nen gewisse verfassungspolitische Bedenken gel- 
tend gemacht werden. Es läuft insbesondere der 
Systematik des Grundgesetzes zuwider — sieht 
man von der Steuergesetzgebung (Artikel 105 
Abs. 3 GG) ab — , Bundesgesetze hinsichtlich 
'ihres miateriellen Inhaltes der Zustimmung des 
Bundosrates zu unterwerfen. Die Bundesregie- 
rung ist jedoch in Anbetracht der Besonderheit 
der Materie der Auffassung, daß die verfassungs- 
systematischen Bedenken laus den gleichen Grün- 
den, die bereits die Regelungen in Artikel 75 
Abs. 2 Sätze 1 und 2 GG rechtfertigten, zurück- 
gestellt werden müssen (vgl. im einzelnen die 
Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes — Artikel 75 GG — , 
Drucksache V/1086, Seite 4). Die Bundesregierung 
ist dabei — wiie bisher — der Auffassung, daß 
aus der Regelung dieses besonders zu bewerten- 
den Sachbereichs keine Rückschlüsse auf die in 
Artikel 73 bis 75 GG weiter enthaltenen Kompe- 
tenzen gezogen werden können. 

Der vorgeschlagene Absatz 4 Satz 1 soll in An- 
lehnung an Artikel 75 Abs. 3 geltende Fassung 
klarstellen, daß Vorschriften über die Besoldung 
und Versorgung von Landesrichtem nach Arti- 
kel 98 Abs. 3 Satz 2 GG entsprechend Artikel 74 a 


Absätze 1 und 2 zu erlassen sind. Satz 2 soll das 
Verhältnis zu Artikel 98 Abs. 1 GG klarstellen. 

Zu Artikel I Nr, 2 

Die in Artikel 75 Nr. 1 vorgeschlagene ausdrückliche 
Bezugnahme auf Artikel 74 a soll das Verhältnis 
dieser beiden Kompetenzen klar stellen. Der Bund 
kann auf Grund der Rahmenkompetenz des Arti- 
kels 75 Nr. 1 GG — abgesehen von der Regelung des 
Besoldungs- und Versorgungsrechts für die in Arti- 
kel 74 a Abs. 1 genannten Personen — auch weiter- 
hin Rahmenvorschriften für die Rechtsverhältnisse 
der im öffentlichen Dienst der Länder, Gemeinden 
und anderer Dienstherren stehenden Personen tref- 
fen. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 in Artikel 75 GG 
sind zu streichen. Eine Artikel 75 Abs. 2 entspre- 
chende Regelung ist nunmehr in Artikel 74 a Ab- 
sätze 2 und 3 vorgesehen. Der Vorschrift des Arti- 
kels 75 Abs. 3 GG soll Artikel 74 a Abs. 4 Rechnung 
tragen. 

Zu Artikel I Nr. 3 

Durch die vorgeschlagene Neufassung des Artikels 98 
Abs. 3 soll verdeutlicht werden, daß der Bund auch 
das Besoldungs- und Versorgungsrecht der Richter 
in den Ländern nach Artikel 74 a Abs. 1 und 2 in 
Verbindung mit Absatz 4 regeln kann. 

Zu Artikel II 

Die vorgesehene Regelung erfordert keine Über- 
gangszeit, Das Gesetz kann daher zum frühest mög- 
lichen Zeitpunkt in Kraft treten. 


C. Kosten 

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden 
durch dieses Gesetz nicht mit Kosten belastet. 
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